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KOMMENTAR VON ROLAND ANGST NOTIZEN AUS BERLIN

Führen wie Delors
Schon der „Vater“ dieser einzigartigen Konst-
ruktion wusste, dass die Völker Europas sich 
keinen Binnenmarkt als Identifikationsobjekt 
aussuchen würden. Niemand verliebe sich in 
einen Binnenmarkt, sagte Jacques Delors, als 
vor 30 Jahren der gemeinsame Markt das Licht 
der Welt erblickte. Erst die zehn Jahre später 
folgende gemeinsame Währung löste jene 
Emotionen aus, mit denen die EU einen gewal-
tigen Schritt nach vorn machte. Doch war 
schon die Schaffung des Binnenmarktes ein 
einzigartiges und mutiges Unterfangen: Sou-
veräne Staaten öffneten ihre Volkswirtschaften 
füreinander zum Nutzen aller Bürger. Sie ver-
einbarten freien Handel von Waren und von 
Dienstleistungen, freien Kapitalverkehr und 
Freizügigkeit der Arbeitskräfte über die Gren-

zen der Mitgliedstaaten hinweg. Es kam zu einer wirtschaftlichen Integration, 
die weit über bisherige Freihandelszonen hinausging. Seit 1993 gibt es nun diesen 
mächtigen Wirtschaftsblock. Grundgedanke war, dass die wirtschaftliche Integ-
ration der politischen vorausgehen soll. So ganz hat das noch nicht funktioniert: 
Eine einheitliche EU-Politik gibt es nicht und auch beim Binnenmarkt selbst zei-
gen sich immer wieder Schwächen. Insgesamt aber ist die ökonomische Bilanz 
ausgesprochen positiv. Handel und Investitionsflüsse innerhalb der EU wurden 
stark gefördert und haben dank eines schärferen Wettbewerbs zu mehr Effizienz 
und tieferen Preisen geführt. Laut Schätzungen der Europäischen Kommission 
hat der Binnenmarkt seit 1993 rund 2,75 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen. 

Wichtig sind auch die handelnden Personen: Ohne Jacques Delors hätte der Bin-
nenmarkt nicht das Licht der Welt erblickt. Ohne Francois Mitterrand und Helmut 
Kohl hätten die entscheidenden Treiber gefehlt. Dieses Trio stoppte das in der 
Mitte der 80er Jahre zu beobachtende Zerbröseln der europäischen Zusammen-
arbeit. 1985 wurde Delors Präsident der Kommission und zweifelte: „Als ich nach 
Brüssel ging, in diesem europessimistischen Klima, da war ich mir nicht sicher, 
ob das eine gute Entscheidung war. Werde ich die richtigen Mittel finden, um die 
Regierungschefs dazu zu bringen, Europa wieder in Schwung zu bringen?“ Und 
dann legte der charismatische Delors los: Gleich am 7. Januar 1985, bei seinem 
ersten Auftritt vor dem Europäischen Parlament, präsentierte er eine Liste von 
308 Maßnahmen und Gesetzesinitiativen. Das Ziel: Er wollte den Binnenmarkt, 
der seit 1957 in den Europäischen Verträgen stand, aber nie vorwärtskam, bis zum 
1. Januar 1993. Und er hat es geschafft. Delors bewies einmal mehr, wie stark es 
in Politik und Wirtschaft auf Format und Charakter der Führungspersönlichkei-
ten ankommt. Menschen bewegen Unternehmen und die Politik – die vielleicht 
stärkste und unbestritten zeitlose Botschaft des Binnenmarkts.

Roland Angst
ULA-Präsident

Mehr Flexibilität 
für Rentner
Alle Frührentner mit einem Nebenjob 
können seit dem Jahreswechsel unbe-
fristet beliebig viel hinzuverdienen, 
ohne dass ihre gesetzliche Rente ge-
kürzt wird. Der Bundestag und Bun-
desrat hatten die ersatzlose Streichung 
der Hinzuverdienstgrenze bei vorgezo-
genen Altersrenten zuvor im Dezember 
2022 beschlossen, sodass das 8. SGB 
IV-Änderungsgesetz zum 1. Januar 2023 
in Kraft getreten ist. Mit dem Wegfall 
der Hinzuverdienstgrenzen werden von 
der Ampelkoalition eine Flexibilisie-
rung des Rentenzugangs, eine weitere 
Steigerung der Erwerbsquote Älterer 
und eine Verwaltungsvereinfachung 
angestrebt.

Gehen Frührentner neben dem Bezug 
ihrer vorgezogenen Altersrente oder 
Erwerbsminderungsrente einer versi-
cherungspflichtigen Tätigkeit nach, 
zahlen die jeweiligen Arbeitgeber und 
der Beschäftigte weiterhin jeweils ihre 
Beitragsanteile an die gesetzliche Ren-
tenversicherung. Die gezahlten Beiträ-
ge werden mit Erreichen des regulären 
Rentenalters oder beim Wechsel von 
der Erwerbsminderungsrente in eine 
Altersrente berücksichtigt.

ULA begrüßt Anpassung 
von Hinzuverdienstgrenzen

Bei Erwerbsminderungsrenten steigen 
die Hinzuverdienstgrenzen von derzeit 
6.300 Euro im Jahr je nach Einzelfall 
auf bis zu 35.650 Euro. Bis Dezember 
2022 galt eine jährliche Hinzuver-
dienstgrenze von 46.060 Euro, womit 
diese bereits deutlich über den lang-
jährigen Satz angehoben wurde. Der 
Deutsche Führungskräfteverband ULA 
begrüßt diesen Schritt als wichtigen 
Beitrag zur Steigerung der Flexibilität 
des Übergangs Beschäftigter in die 
Rentenphase. Gleichwohl gilt es, etwa-
ige Fehlanreize und Fehlentwicklungen 
mit Blick auf den Fachkräftemangel 
frühzeitig zu identifizieren. 

Foto: Deutsche Telekom
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GASTBEITRAG DER STIFTUNG MARKTWIRTSCHAFT

Führung als Leadership
Von Prof. Michael Eilfort

Deutschland verliert seit Jahren an 
Wettbewerbsfähigkeit. Der Lack blättert, die 
Haushalte sind strukturell überfordert, der 
Industriestandort ist gefährdet. Grundprinzipien 
der Sozialen Marktwirtschaft werden ebenso 
ignoriert wie schon viel zu lange die Demografie. 
Und politische Dynamik gibt es vor allem beim 
weiteren Ausbau der Sozialsysteme.

War da etwas? Ach ja, das Desaster in 
Katar – schnell verdrängt, auch, weil 
derzeit kein Politiker mit diesem Sport 
verbunden werden will. 2014 konnte 
die Kanzlerin nicht rasch genug in die 
Mannschaftskabine kommen. Heute 
steht die Luft, die aus dem deutschen 
Fußball entwichen ist, auch für so 
manche politisch-wirtschaftliche Er-
schlaffung. Zwar sind die Fallzahlen 
der WM-Turniere überschaubar sowie 
Kausalität und Korrelation nicht zu 
verwechseln, trotzdem liegen Zusam-
menhänge nahe: Deutschlands Volks-
sport Nummer eins und sein Aushän-
geschild, die Herren-Nationalelf, er-
scheinen seit Jahrzehnten als durchaus 
treffender Spiegel des Zustands unseres 
Landes. Beispiele bieten insbesondere 
die gewonnenen Fußball-Weltmeister-
schaften: 1954 – „Wir sind wieder wer“, 
Wirtschaftswunder und Weltmeister-
titel. 1974 – „mehr Demokratie wagen“, 
sogar im DFB. Im glücklichen Jahr 1990 
fielen Deutsche Einheit und Weltmeis-
tertitel zusammen. 2014 – Weltspitze 
im Fußball wie beim Export.
 
Fast alles Geschichte. Seit 2015 ver-
schlechtern sich, lange ignoriert, die 
Wettbewerbsfähigkeit der Nationalelf 
und des Landes. Die alternde Republik 

dachte kaum an Zukunft, investierte zu 
wenig in analoge und digitale Infra-
struktur, vermasselte die „Energie-
wende“ im Hinblick auf verlässliche 
Versorgung wie auf Kosten, vernach-
lässigte äußere wie innere Sicherheit 
und allem voran Innovation und Wan-
del. Man pfiff zunehmend auf das Leis-
tungsprinzip und wollte von Wettbe-
werb und Reformen möglichst wenig 
hören. Was zählte, waren gemütliche 
Gegenwart, Konsum und Bewahrung.

Genauso spielten 2018 in Russland und 
2022 in Katar die deutschen Mann-
schaften: bräsig, ideen- und mutlos. 
Satte und innerlich matte Kicker, die 
lieber zurückpassten, als steil zu ge-
hen. Verbal aber war man Ankündi-
gungsweltmeister: „Best never rest“ 
lautete der Slogan „der Mannschaft“ 
2018, und „Zusammen. Geschichte 
schreiben“. Das „gelang“ – mit den 
schlechtesten Resultaten in fast 90 
Jahren WM-Historie.
 
Bis 2014 hatten Substanz und soge-
nannte „deutsche Tugenden“ selbst im 
Falle unansehnlicher Fußballkünste 
immer mindestens unter die letzten 
acht geführt, nun ist die Weltspitze au-
ßer Blickweite. Dazu beigetragen haben 

dürfte die weitgehende Aussetzung des 
Wettbewerbs. Er wich einer kuscheli-
gen Wohlfühlatmosphäre – da ist die 
DFB-Elf wie der Konsensföderalismus 
und der inzwischen ausufernde Sozial-
staat. Selbstkritik oder gar Verände-
rung? „Führungsspieler“ tauchten auch 
bei der letzten WM ebenso ab wie poli-
tische Führungskräfte es außerhalb des 
Fußballs tun.
 
Das Leistungsprinzip? Galt bei der 
deutschen Auswahl so wenig wie mit-
unter bei Grundrente und Bürgergeld. 
Stattdessen baute man auf das Prinzip 
Hoffnung: Es werde schon wieder wie 
früher. Wurde es aber fußballerisch 
weder 2018 noch 2022 – und wird es 
wirtschaftlich in Deutschland auch 
nicht ohne neue Anstrengung. Mit dem 
Debakel der Fußballer sollte endlich 
auch unsere innere Große Koalition des 
„Weiter so, mit mehr vom Gleichen“ 
enden. Sowohl die Nationalelf als auch 
das Land brauchen Wettbewerb, Leis-
tung, Innovation! 

Und einfach „Fortschritt“. Aber schon 
im Titel der Ampelkoalitionsvereinba-
rung kommt er eher als Risiko herüber: 
„Mehr Fortschritt wagen“. Wo bleibt da 
der Optimismus? Wo der Gestaltungs-

Prof. Michael 

Eilfort ist Vorstand 

der Stiftung 

Marktwirtschaft und 

Honorarprofessor 

an der Universität 

Tübingen. 

Foto: Stiftung 

Marktwirtschaft
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wille beim einschränkenden „Mehr“? 
Nur nicht zu viel Veränderung, ist die 
eigentliche Botschaft. Und genau so 
wird regiert. Steuerstrukturvereinfa-
chung oder Senkung der Rekordsteuer-
last für Unternehmen und Bürger? Fehl-
anzeige. Ausgabenüberprüfung, Spar-
anreize und mehr Fokussierung auf 
wirklich Bedürftige, zum Beispiel bei 
Krankheit und Pflege? Zu unbequem. 
Bürokratieabbau und Beschleunigung? 
Sonntagsreden statt Entschlossenheit. 
Fiskalische Nachhaltigkeit? Weiter ent-
fernt denn je. Sichere, bezahlbare Ener-
gieversorgung? Zielorientierter Prag-
matismus bleibt trotz neuer Lage über-
schaubar, Ideologie meistens stärker. 
Grundsätzliches Zutrauen zu mündigen 
Bürgern und Unternehmen sowie Tech-
nologieoffenheit? Eher Misstrauensge-
setzgebung, Dokumentation und immer 
neue Vorgaben. 

Außenpolitisch ist die Zeitenwende 
spürbar. In vielem anderen wird noch 
weitergewurstelt, als wären wir im se-
ligen Vor-Corona-Vorkriegs-Vertei-
lungsmodus. Kaum hat das neue Jahr 
mit dem gut gemeinten wie in die Irre 
führenden „Bürgergeld“ begonnen, 
sollen jetzt noch ein „Bildungsjahr“ 
und eine „Kindergrundsicherung“ 
kommen, die eher generös als zielge-
nau ausfällt. Wir haben es ja!? Unter 
einer Folge des Nichthabens, Geldin-
flation, ächzen die Bürger – und viele 
Politiker unter der Inflation der An-
sprüche, die sie ebenso selbst genährt 
haben wie den Verfall des Euros.
  
„Wer Führung bestellt, bekommt Füh-
rung“, hat der frühere Hamburger Bür-
germeister und jetzige Bundeskanzler 
Olaf Scholz oft gesagt. Genau das ist ge-
fragt: Keine Mitläufer oder Follower der 
Demoskopie, kein Management im Sin-
ne von Konservierung und Ruhe, sondern 
Führung als Leadership. Hier ist jeder 
gefordert: Spürbares allseitiges Unbeha-
gen über Entwicklungen des Landes 
reicht nicht, kreative Unruhe und pfiffi-
ge Ermunterung der Politik helfen wei-
ter. Ansprechen und anpacken! 
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ULA-FORDERUNGEN AUS DER FÜHRUNGSPRAXIS

Bundestag stärkt 
Hinweisgeberschutz
Im Dezember 2022 hat der Deutsche Bundestag das Hinweisgeberschutzgesetz verabschiedet. Es wird voraussichtlich im 
April 2023 in Kraft treten und unmittelbar gelten. Die ULA hatte das Gesetzgebungsverfahren der zugrunde liegenden EU-
Richtlinie seit 2012 begleitet und sich erfolgreich für mehr Schutz für Hinweisgeber eingesetzt. Denn Führungskräften 
kommt sowohl beim Schutz von Unternehmensgeheimnissen als auch der Verhinderung und Aufdeckung von 
rechtswidrigem Verhalten eine besondere Verantwortung zu.
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Über ihren europäischen Dachverband 
CEC European Managers hatten die 
Führungskräfteverbände in Zusam-
menarbeit mit Eurocadres, den Füh-
rungskräften des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes, die Debatte über 
einen besseren Schutz von Hinweisge-
bern angestoßen. Dies hat zur Europäi-
schen Richtlinie geführt. Die ULA be-
grüßt das grundsätzliche Ziel, mit dem 
Hinweisgeberschutzgesetz rechtliche 
Sicherheit für Beschäftigte und Betrie-
be auch auf nationaler Ebene zu schaf-
fen. Entscheidend für den Erfolg der 
Umsetzung wird es sein, keine Kultur 
des Misstrauens gegenüber den Unter-
nehmen und Führungskräften zu ma-
nifestieren. 

Das deutsche Umsetzungsgesetz 
kommt sehr spät. Mit dem verabschie-
deten Gesetz wird sich nach Erwartung 
der Führungskräfte in der Praxis nun 
gut arbeiten lassen. In ihren Stellung-
nahmen und auch im Rahmen ihrer 
Zusammenarbeit mit dem Deutschen 
Institut für Compliance (DICO) hatte die 
ULA angemahnt, im Gesetz auch die 
Verpflichtung zur Einführung eines 
anonymen Meldeweges aufzunehmen. 
Diese wichtige Forderung der Füh-
rungskräfte wurde vom Bundestag auf-
gegriffen. 

Das Gesetz enthält mehrere Regelun-
gen, deren Zweck eine Absicherung von 
Hinweisgebern – auch Whistleblower 
genannt – ist:

	• Unternehmen und Institutionen ab 
50 Beschäftigten müssen sichere in-
terne Hinweisgebersysteme instal-
lieren und betreiben. Kleinen Unter-
nehmen zwischen 50 und 249 Ar-
beitnehmern steht dafür eine Um-
setzungsfrist bis zum 17. Dezember 
2023 zu.

	• Hinweisgeber haben die Möglich-
keit, Meldungen mündlich, schrift-
lich oder auf Wunsch auch persön-
lich im Unternehmen, in dem sie be-
schäftigt sind, abzugeben. Die inter-
ne Meldestelle muss dies der hin-
weisgebenden Person innerhalb von 
sieben Tagen bestätigen und ihr über 
die daraufhin ergangenen Maßnah-
men innerhalb von drei Monaten be-
richten. Dies können interne Com-

plianceuntersuchungen sein oder die 
Weiterleitung einer Meldung an eine 
zuständige Behörde beziehungswei-
se die Staatsanwaltschaft.

	• Aufgrund des neuen Gesetzes wird 
als Alternative für die hinweisge-
benden Personen eine externe Mel-
destelle beim Bundesamt für Justiz 
eingerichtet.  Ergänzend können die 
Bundesländer ihre eigenen Melde-
stellen anbieten. So können Whistle-
blower frei wählen, ob sie eine Mel-
dung an die interne Meldestelle ih-
res Unternehmens machen oder lie-
ber die externe Meldestelle nutzen.

	• Auch anonymen Hinweisen müssen 
die Meldestellen zwingend nachge-
hen. Dafür sind Vorkehrungen zu 
treffen, um eine anonyme Kommu-
nikation zwischen Hinweisgebern 
und Meldestellen zu ermöglichen.

	• Das Gesetz enthält eine weitgehende 
Beweislastumkehr. So soll die hin-
weisgebende Person noch besser vor 
unzulässigen Druckmitteln ge-
schützt werden: Wird sie im Zusam-
menhang mit ihrer beruflichen Tä-

tigkeit „benachteiligt“, wird gesetz-
lich vermutet, dass diese Benachtei-
ligung ein unzulässiges Druckmittel 
ist. 

Das Gesetz wurde praktisch in letzter 
Minute durch den Rechtsausschuss des 
Deutschen Bundestages aufgrund der 
Diskussionen über den Umgang mit so-
genannten Reichsbürgern im Öffentli-
chen Dienst erweitert: Wer verfas-
sungsfeindliche Äußerungen von Be-
amtinnen und Beamten meldet, wird 
künftig unter den Schutz des Gesetzes 
fallen und somit vor Nachteilen ge-
schützt sein. 

Hinweisgebende Personen, die Repres-
salien erleiden, können jetzt auch dann 
Schadensersatz verlangen, wenn es 
sich nicht um einen reinen Vermögens-
schaden handelt. Zu einer vollständi-
gen Wiedergutmachung kann daher 
ebenfalls Schmerzensgeld für immate-
rielle Schäden gehören. Abschließend 
muss der Bundesrat das Gesetz noch 
bestätigen. 
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INTERVIEW MIT PETER HARTMANN

Altersvorsorge der Freien 
Berufe ist zukunftsfest
Neben der gesetzlichen Deutschen Rentenversicherung und ihren Trägern sind die berufsständigen 
Versorgungseinrichtungen ein weiterer zentraler Akteur in der Rentenpolitik. Grund genug für die ULA-
Arbeitsgruppe Zukunftssichere Altersvorsorge, den Hauptgeschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft berufsständiger 
Versorgungseinrichtungen (ABV) Peter Hartmann als Referenten und Diskussionspartner einzuladen. Die ABV vertritt 
als Spitzenorganisation 91 Versorgungseinrichtungen der kammergebundenen Freien Berufe, darunter Ärzte, Apotheker, 
Rechtsanwälte, Steuerberater und selbständige Ingenieure, mit rund einer Million versicherten Mitgliedern.

Peter Hartmann ist 

Hauptgeschäftsführer 

der Arbeitsgemeinschaft 

berufsständiger 

Versorgungseinrichtungen 

(ABV). Foto: ABV

ULA Nachrichten: Haben die berufsstän-
digen Versorgungswerke eine Zukunft?

Hartmann: Berufsständische Versor-
gungswerke sind Teil der sogenannten 
Ersten Säule der Alterssicherung und da-
mit wichtiger Teil der gesetzlichen Ver-
sorgung. Durch sie ist für alle berufs-
ständisch versicherten Angehörigen der 
verkammerten Freien Berufe eine Al-
ters-, Hinterbliebenen- und Waisenver-
sorgung gewährleistet. Berufsständische 

Versorgungswerke sind auf landesrecht-
licher Grundlage als öffentlich-rechtli-
che Pflichtversicherungssysteme ge-
gründet worden. Unter ihrem Dachver-
band, der Arbeitsgemeinschaft berufs-
ständischer Versorgungseinrichtungen, 
setzen sie sich auf Bundes- und europäi-
scher Ebene für angemessene Regulie-
rung, Anerkennung und Verbesserung 
gesetzlicher Regelungen ein. Berufs-
ständische Versorgungswerke erhalten 
im Übrigen keine staatlichen Zuschüsse. 

Sie finanzieren sich vollständig aus Bei-
trägen und den aus diesen erwirtschaf-
teten Kapitalerträgen.

In diesem Jahr feiert die älteste und zu-
gleich größte berufsständische Versor-
gungseinrichtung, die Bayerische Ärzte-
versorgung, mit über 150.000 versicher-
ten Ärzten, Zahnärzten und Tierärzten 
ihr 100-jähriges Bestehen. Viele andere 
Versorgungswerke sind erst deutlich 
später gegründet worden. Für die be-
rufsständische Versorgung ist der ewige 
Neuzugang versicherter Mitglieder ele-
mentar, um Renten nicht nur, aber auch 
dank sorgsamer Kapitalanlagen fort-
während in Gegenwart und Zukunft 
leisten zu können. Umso bedeutender ist 
das in § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI ver-
ankerte Recht jedes angestellt tätigen 
Angehörigen eines verkammerten Freien 
Berufs, sich von der gesetzlichen Ren-
tenversicherungspflicht zugunsten der 
Abführung der Rentenversicherungsbei-
träge an das jeweils zuständige Versor-
gungswerk befreien lassen zu können.
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Bietet die Digitalisierung den Versor-
gungswerken und Versicherten neue 
Chancen?

Die Antragstellung auf Befreiung hat 
zum 1. Januar 2023 eine grundlegende 
Änderung erfahren: Seitdem müssen Be-
freiungsanträge elektronisch gestellt 
werden. Wie bisher stellt der berufsstän-
disch Versicherte seinen Befreiungsan-
trag über sein Versorgungswerk. Neu ist 
seit dem 1. Januar 2023, dass dieses mit-
tels einer elektronischen Anmeldemaske 
schneller als bisher gelingt und hoffent-
lich auch rascher als bisher von der 
Deutschen Rentenversicherung Bund be-
schieden wird. Der Bescheid wird dem 
Antragsteller wie bisher in schriftlicher 
Form gesandt. Ab dem 1. Januar 2025 soll 
der Arbeitgeber von der DRV Bund elek-
tronisch über ihre Entscheidung infor-
miert werden.

Auch in anderen sozialversicherungs-
rechtlichen Bereichen schreitet die Digi-
talisierung voran. Wir sehen dies – trotz 
des teilweise enormen Aufwands – 
grundsätzlich als sinnvoll an, um im 
Interesse der Mitglieder die Verfahren 
zu beschleunigen. Mit Bedenken sehen 
wir weitere Einschränkungen von Be-
freiungsmöglichkeiten durch die Ren-
tenversicherung für bestimmte Berufs-
gruppen. Zuletzt betraf dies Rechtsan-
wälte, die bei Steuerberatern oder Wirt-
schaftsprüfern angestellt tätig sind. Seit 
Ende Mai 2022 hat nämlich die DRV 
Bund ihre langjährige Verwaltungspra-
xis geändert und sieht für die Betroffe-
nen nur noch die Möglichkeit einer Be-
freiung als Syndikusrechtsanwältin 
oder -anwalt.

Wie steht es um die Krisenfestigkeit der 
Versorgungswerke gerade mit Blick auf 
die Niedrigzinsphase und neue Risiken 
wie eine anhaltende hohe Inflation?

In der sich bereits im Jahr 2022 deut-
lich verschärften Lage aufgrund des 
russischen Angriffskriegs gegen die 
Ukraine, der rapide gestiegenen Infla-
tion und der deutlich erhöhten Leitzin-
sen in den USA und Europa gilt es aus 
Sicht der ABV, die Versorgungswerke 
und ihre Mitglieder sicher durch diese 
veränderten Rahmenbedingungen zu 
steuern. Die Versorgungswerke arbei-

Foto: Wasan Tita – iStock

ten ohne Inanspruchnahme staatlicher 
Zuschüsse. In der Kapitalanlage waren 
und sind Versorgungswerke über ver-
schiedene Anlagekategorien sehr breit 
diversifiziert aufgestellt – auf der Basis 
adaptierter Regeln der Anlageverord-
nung. Berufsständische Versorgungs-
werke betreiben ihre Kapitalanlage 
mittel- bis langfristig. Stets geschieht 
das in enger Abstimmung mit der zu-
ständigen Landesaufsichtsbehörde. Wie 
die Gelder der Versicherten angelegt 
werden sollen, entscheidet jedes Ver-
sorgungswerk selbst – kraft der Ent-
scheidung der von seinen Mitgliedern 
dazu berufenen Gremien. 

Welche Themen werden 2023 die wich-
tigsten sein, die von der Politik mit Blick 
auf eine zukunftssichere Altersvorsorge 
angepackt werden müssen?

Der deutsche Gesetzgeber muss weiter-
hin das Nebeneinander von gesetzlicher 
Rentenversicherung und berufsständi-
scher Versorgung gewährleisten. Die 
Stärkung der betrieblichen Altersver-
sorgung und der privaten Altersvorsor-
ge halten wir angesichts der fortschrei-
tenden Alterung der Gesellschaft bei 
gleichzeitig stagnierenden, niedrigen 
Geburtenzahlen für eine gute Idee. 
Wichtig wäre es auch, weitere Anreize 

für eine längere Erwerbstätigkeit zu 
setzen. Die immer weiter ansteigende 
Finanzierung der gesetzlichen Renten-
versicherung aus Steuermitteln, sehen 
wir kritisch. Die Diskussionen um eine 
spätere gesetzliche Renteneintrittsal-
tersgrenze und gesetzlich ermöglichte 
Frühverrentungen – „Rente mit 63“ 
beispielsweise – müssen aus unserer 
Sicht fortgeführt werden. Und eines ist 
uns natürlich besonders wichtig: Etwa-
ige Lösungen, die für die gesetzliche 
Rentenversicherung gefunden werden, 
dürfen nicht zulasten anderer Systeme 
gehen. Dies entlastet ohnehin nur vor-
übergehend, denn neue Mitglieder 
brächten zwar zunächst neue Einnah-
men, mittelfristig resultieren aus diesen 
aber auch weitere Rentenlasten.

Die berufsständigen Versorgungswerke 
stellen sich den wachsenden, weiter he-
rausfordernden Aufgaben, gesetzlichen 
und tatsächlichen Änderungen wie der 
Demografie. Ihre Versicherten nehmen 
in der Ausübung ihrer Freien Berufe als 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer wichtige 
gesellschaftliche Funktionen wahr. Ihr 
Konzept einer kapitalbildenden, vielfach 
hybriden Finanzierung hat sich über vie-
le Jahrzehnte bewährt. Berufsständische 
Versorgungswerke dürfen damit opti-
mistisch in ihre Zukunft blicken. 
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Exklusive Sonderkonditionen  
für Mitglieder von  
ULA-Mitgliedsverbänden

Kompetenz braucht 
neues Wissen

AKTUELLE SEMINARE

Für Fach- und Führungskräfte bietet das Führungskräfte Institut (FKI) zahlreiche 
maßgeschneiderte Weiterbildungsseminare an. Die ULA Nachrichten stellen eine 
Auswahl vor. Informationen zur Anmeldung gibt es auf www.fki-online.de. 

2023 führt der Deutsche Führungskräf-

teverband ULA Veranstaltungen zu ver-

schiedenen Themen aus Politik, Wirt-

schaft und Arbeit durch. 

ULA-Arbeitsgruppe Diversity

Datum: 10. Februar 2023

Uhrzeit: 10:00 bis 12:00 Uhr

Ort: digital

ULA-Führungskräfte-Dialog

Leadership in Zeiten der Transformation: 

Können Führungskräfte Krise?

Datum: 14. Februar 2023

Uhrzeit: 18:00 bis 21:00 Uhr

Ort: Stuttgart

ULA-Politik-Dialog 

Gast: Axel Knoerig (MdB CDU)

Datum: 23. Februar 2023

Uhrzeit: 12:30 bis 13:30 Uhr

Ort: digital

ULA-Führungskräftetag

Datum: 11. Mai 2023

Uhrzeit: 09:00 bis 18:00 Uhr

Ort: Berlin

Alle Informationen zu den Veranstaltun-

gen und die Onlineanmeldung sind 

rechtzeitig online unter www.ula.de  

zu finden.

Vorschau der 
ULA-Termine

Konflikte erkennen  und erfolgreich bewältigen

Abfindungen  effizient gestalten

Hartes Verhandeln – Stufe eins  und Stufe zwei 

Gerade Veränderungsprozesse sind für Konfliktsituationen prädestiniert. Warum es 
keine gute Idee ist, diese zu verdrängen und unter den Teppich zu kehren, erklärt 
Referent Michael Fridrich. Der Management Coach zeigt, wie sich Konfliktursachen 
erkennen und geeignete Wege zur Konfliktbewältigung im Konsens finden lassen.

Verlassen Beschäftigte ihr Unternehmen gegen die Zahlung einer Abfindung, können 
sie durch die richtige Gestaltung hohe Steuerersparnisse erzielen. Die Grundlagen hier-
für werden bereits im Aufhebungsvertrag gelegt. Rechtsanwalt Gerhard Kronisch, Fi-
nanzexpertin Marion Lamberty und Steuerberater Lutz Runte erläutern die Grundlagen.

In Verhandlungssituationen gilt es, stets das optimale Ergebnis herauszuholen. In die-
sem zweistufigen Training vermittelt Verhandlungsexperte Kai Braake das Know-how 
für schnelle, effektive und zielführende Verhandlungen. Im Folgeseminar steht die Stei-
gerung der Schlagfertigkeit und des rhetorischen Wirkungsrepertoires im Fokus.

Webseminar – zwei Stunden

Webseminar – zwei Stunden

Aufbauseminar in Präsenz – Köln

23. März 2023

18. April 2023

19. – 20. April 2023

Foto: Ground Picture – Shutterstock
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https://www.fki-online.de/seminare-fuer-ihre-karriere/seminare-veranstaltungen/
https://www.ula.de
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https://www.fki-online.de/seminare-fuer-ihre-karriere/seminare-veranstaltungen/seminare-in-koeln/details/kursdetail/hartes-verhandeln-stufe-2-11.html


* Bei Anstieg der Beitragsbemessungsgrenze (BBG) 2023 bis 2030: +15 %. Realer Anstieg der BBG 2016 bis 2023: +17,7 %; Anstieg des 
Zusatzbeitragssatzes um bis zu 0,3 Prozentpunkte pro Jahr gemäß Gesetzentwurf der Bundesregierung zum GKV-Finanzstabilisie-
rungsgesetz (Bundestags-Drucksache 20/3448); 2023: BBG 4.987,50 €, GKV-Beitragssatz 14,6 % + 1,6 % durchschnittl. Zusatzbeitrag

in 7 Jahren:  + 30%

808 €

1.048 €

2023 20302024 2025 2026 2027 2028 2029

2013 2023

GKV seit 2013:

3,4 % p.a.PKV seit 2013:

2,8 % p.a.

Wie werden sich die Beiträge in der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) in den nächsten Jahren entwickeln? 
Die Antwort ist auch für Privatversicherte interessant, um die eigene Beitragsentwicklung besser einordnen zu können.

Die Bundesregierung hat unlängst 
den zusätzlichen Finanzbedarf der 
GKV beziff ert: Um die Lücke zwischen 
Einnahmen und Ausgaben zu decken, 
müsse umgerechnet der durchschnitt-
liche Zusatzbeitragssatz ab 2024 „jedes 
Jahr um weitere 0,2 bis 0,3 Prozent-
punkte zunehmen“.

Was auf fl üchtige Betrachter wie ein ver-
meintlich eher kleines Problem wirken 
könnte, bedeutet für die GKV-Ver-
sicherten beträchtliche Mehrkosten. Für 
Fach- und Führungskräfte an der Bei-
tragsbemessungsgrenze (2023: 4.978,50 
Euro brutto pro Monat) bedeutet diese 
Prognose eine zusätzliche Belastung um 
weit über 1.000 Euro pro Jahr bis 2030.

Über 1.000 Euro Zusatzkosten pro 
Jahr für GKV-Versicherte

Demnach würde der Monatsbeitrag eines 
GKV-Versicherten von heute 808 Euro im 
Monat bis zum Jahr 2030 auf dann 1.148 

Euro steigen. Das wäre ein Anstieg um 
rund 30 Prozent, falls die ungünstigere 
der beiden Prognose-Varianten der 
Bundesregierung zutriff t und der Zusatz-
beitrag um 0,3 Punkte jedes Jahr erhöht 
werden müsste.

In der Privaten Krankenversicherung 
(PKV) sind die individuellen Beiträge 
– anders als in der GKV – nicht vom 
Einkommen abhängig, sondern vom 
persönlichen Versicherungsumfang. Der 
Durchschnittsbeitrag in der PKV beträgt 
aktuell etwa 548 Euro im Monat. 

Übrigens: Nur rund 3 Prozent der 
privatversicherten Arbeitnehmer und 
Selbstständigen zahlen mehr als den 
oben genannten GKV-Beitrag an der 
Bemessungsgrenze (zurzeit 808 Euro). 
Derart hohe PKV-Beiträge begründen 
sich zumeist mit einem besonders 
großen Leistungsumfang des jeweiligen 
Tarifs oder hohem Eintrittsalter bei Ver-
sicherungsbeginn.

Die vom Ministerium prognostizierten 
Finanzlücken in der GKV entstehen ins-
besondere dadurch, dass immer mehr 
ältere Versicherte immer höhere Gesund-
heitsleistungen benötigen, während zu-
gleich immer weniger Erwerbstätige als 
Beitragszahler nachrücken. 

Demogra� e-Reserve:
Privatversicherte sorgen vor

Die Private Krankenversicherung hin-
gegen hat für diesen demografi schen 
Wandel vorgesorgt. Dafür bauen alle 
Privatversicherten vom ersten Tag an mit 
ihren Beitragsgeldern eine langfristige 
Demografi e-Reserve auf. Mehr als 35 
Prozent aller Beitragseinnahmen fl ießen 
in diese kapitalgedeckten Alterungs-
rückstellungen. Insgesamt stehen damit 
bereits mehr als 300 Milliarden Euro 
zur Verfügung – zweckgebunden für die 
Gesundheitskosten im Alter. 

So ist die Private Krankenversicherung 
mit Blick auf die demografi sche Heraus-
forderung ein Teil der Lösung – und sie 
leistet einen wichtigen Beitrag für die 
Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschafts-
standorts Deutschland. 

Prognose der GKV-Beiträge
für Versicherte an der Beitrags bemessungsgrenze*

Beträchtliche Mehrkosten 
für gesetzlich Versicherte

ANZEIGE

Beitragsentwicklung der GKV 
und PKV
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